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«Parlament darf nicht einfach abtauchen»
Auch die Demokratie musste der Coronakrise Tribut zollen. Schaffhauser National- und Ständeräte skizzieren, wie die Legislative  
in ausserordentlichen Lagen mehr Mitsprache erhalten könnte.

Reto Zanettin

BERN/SCHAFFHAUSEN. Seit Wochen re­
giert der Bundesrat praktisch im Allein­
gang, wie dies gemäss der Bundesver­
fassung und dem Epidemiengesetz in 
Notlagen möglich ist. Die Landesregie­
rung hat nicht nur Dutzende von Mil­
liarden Franken zur Unterstützung der 
Wirtschaft freigemacht, sondern auch 
die Abstimmung vom 17. Mai auf den  
27. September verschoben oder Ver­
sammlungen von mehr als fünf Per­
sonen untersagt. Unter derartigen Ein­
schränkungen leide die Demokratie, 
meinen manche Politiker, selbst wenn 
das Parlament in seiner ausserordentli­
chen Session beim einen oder anderen 
Geschäft die Reissleine hätte ziehen 
können. Einer dieser Politiker ist Alfred 
Heer. 

Der SVP-Nationalrat aus dem Kanton 
Zürich sagte in der «Arena» des Schwei­
zer Fernsehens vom letzten Freitag dra­
matisch Klingendes. Die Schweiz glei­
che zurzeit faktisch einer Diktatur, er­
klärte Heer. Doch inwiefern könnte die 
Legislative in ausserordentlichen La­
gen wie der aktuellen gestärkt werden? 
Die Schaffhauser Bundesparlamentarier 
sprachen mit den SN über ihre Ideen und 
darüber, wie sie die Leistung des Bundes­
rates während der Coronakrise beurtei­
len. Ständerat Thomas Minder war für 
diese Zeitung nicht erreichbar.

 «Alle zwei Wochen tagen»
Sie habe nie den Eindruck gehabt, der 

Bundesrat handle eigenmächtig, sagt SP-
Nationalrätin Martina Munz. Diese Ge­
fahr bestehe jedoch. Die Parlamenta­
rierin aus Hallau denkt, die Landesre­
gierung sei in den letzten Wochen 
gewissenhaft mit ihrer Machtfülle um­
gegangen. «Es war richtig, dass der Bun­
desrat die Verantwortung übernommen 
hat. In einer ausserordentlichen Lage 
wie dieser muss die Exekutive diese 
Kompetenz haben und rasch handeln.» 
Insofern gelte ihre Kritik eher dem Par­
lament. «Es hat sich selbst aus dem Spiel 
genommen, indem es die Frühlingsses­
sion abbrach.» Es sei zudem viel zu spät 
gewesen, erst im Mai eine ausserordent­
liche Session abzuhalten. «Wir hätten 
bereits Anfang April wieder beschluss­
fähig sein sollen. Ein Parlament darf in 
einer Notsituation nicht einfach abtau­
chen», hebt Munz heraus und erklärt, in 
welcher Weise sich das Parlament wäh­
rend der ausserordentlichen Lage hätte 
organisieren können: «Wir hätten regel­
mässig alle zwei Wochen für einen oder 
zwei Tage zusammenkommen können, 
um die Beschlüsse des Bundesrates ab­
zusegnen oder gegebenenfalls zu korri­
gieren. Die Kommissionen hätten die 
Geschäfte in Videokonferenzen vorbe­

reiten können, so wie sie das auch für 
die Sondersession vom Mai taten.»

«Fachkommissionen einbinden»
«Die Regelung des Notrechts ist grund­

sätzlich in Ordnung, wie sie ist. Und es 
war richtig, in der Coronakrise davon 
Gebrauch zu machen», hält SVP-Natio­
nalrat Thomas Hurter fest und führt 
aus: «Der Bundesrat hat seine Sache 
meiner Meinung nach gut gemacht.» 
Eine Nuance führt Hurter aber ein: 
«Beim Herunterfahren der Wirtschaft 
hat die Regierung zwar gut und schnell 
gehandelt. Für das Hochfahren braucht 
es nun mehr Aufwand, es ist schwieri­
ger. Mir scheint es, als hätte die Exeku­
tive vergessen, dass auch die Zeit nach 
dem Lockdown sauber geplant werden 
muss.» Diese Planungslücke führt Hur­
ter unter anderem auf die Uneinigkeit 
innerhalb des Regierungskollegiums zu­
rück. Er hätte sich insofern eine bessere 
Koordination der Lockung gewünscht. 
«Es gibt zahlreiche Bausteine, die auf­
einander abgestimmt sein wollen – die 
einzelnen Branchen oder die riesige 
Unterfinanzierung der Arbeitslosenver­
sicherung beispielsweise.» Das Natio­
nalratsmitglied erklärt, wie die politi­
schen Prozesse in allfälligen künftigen 
Krisen gestaltet werden könnten: «Eine 

Möglichkeit wäre, in Zukunft das Parla­
ment über die Fachkommissionen frü­
her oder direkt einzubinden und die 
Entscheidungen dadurch von Anfang 
an zu begleiten.» Denn die Kommissio­
nen vereinten vieles auf sich, was für 
den Einsatz in Krisenzeiten relevant sei. 
«Sie sind rasch handlungsfähig, verfü­
gen über Know-how, sind aber dennoch 
parteipolitisch zusammengesetzt und 
demokratisch legitimiert.» Hingegen, 
sagt Hurter, sei die ausserordentliche 
Session mit Ausnahme weniger Be­
schlüsse nicht derart wichtig gewesen. 
«Wir konnten nur durchwinken, was der 
Bundesrat schon beschlossen hatte. Ich 
habe den Eindruck, dass sich gewisse 
Parlamentarier sorgten, sie würden in 
Vergessenheit geraten.»

«Den Grundsatzbeschluss fällen»
Für SVP-Ständerat Hannes Germann 

ist klar: «Es war ein massiver Fehler, die 
Frühlingssession abzubrechen.» Einer­
seits sei davon ein falsches Signal ausge­
gangen – andere Leute hätten wie ge­
wohnt weiterarbeiten müssen, während 
sich das Parlament habe zurückziehen 
können. «Andererseits haben National- 
und Ständerat die Chance verpasst, die 
Grundrechte der Menschen besser zu 
schützen und die Lockerung der Mass­

nahmen voranzutreiben.» Für ein an­
dermal, falls wieder eine Krisenlage 
eintreten sollte, spricht sich der Schaff­
hauser für mehr parlamentarische Mit­
wirkung aus: «Es liegt auf der Hand, 
dass der Bundesrat in einer Notlage 
rasch handeln muss. Das Parlament 
sollte aber den Grundsatzbeschluss fäl­
len, ob eine ausserordentliche Lage aus­
gerufen wird, wie dies in anderen Demo­
kratien gemacht wird. Es sollte dann  
im Idealfall die Beschlüsse des Bundes­
rates enger begleiten, als das in den letz­
ten Wochen geschehen ist. Dazu würde 
auch der Einbezug der Kommissionen 
respektive deren Präsidenten gehören.» 

Die Landesregierung sei während der 
Coronakrise aus epidemiologischer Sicht 
zwar adäquat vorgegangen. «Sie hat den 
Gesundheitsschutz an die oberste Stelle 
gesetzt, was verständlich war.» Dafür 
habe die Wirtschaft zu wenig Beach­
tung erhalten. «Diese Güterabwägung 
hat die Regierung nicht besonders 
glücklich vorgenommen.» Im Rückblick 
betrachtet, findet Germann, hätte es ge­
nügt, die Hygiene- und Abstandsregeln 
einzuhalten und unter Umständen eine 
Maskenpflicht zu verordnen. «So wäre 
es möglich gewesen, den Bürgerinnen 
und Bürgern mehr Verantwortung und 
Freiheit zu lassen.»

Gruppen bis 100 Leute schon ab 8. Juni erlaubt?
Diese Woche entscheidet der Bundesrat, welche Massnahmen als Nächstes gelockert werden. Der Tourismusbranche hat er  
am gestrigen Gipfel grosse Hoffnungen gemacht, sie werde «nicht enttäuscht», so Simonetta Sommaruga. 

Samuel Thomi

BERN. Vor der nächsten Lockerung der 
Corona-Massnahmen hat der Bundesrat 
gestern Tourismusvertreter zu einem 
zweiten Krisengipfel empfangen. Ent­
scheide sind in Bern zwar noch keine 
gefallen. Solche stellte die Landesregie­
rung laut mehreren Gesprächspartnern 
jedoch für Mittwoch in Aussicht, nach 
der ordentlichen Bundesratssitzung. 
Von allen Kontaktierten gelobt wird die 
Gesprächskultur. Die Sorgen und Nöte 
der Branche hätten bei den Behörden­
vertretern Gehör gefunden.

Die Branche werde «nicht enttäuscht» 
sein, sollen Bundespräsidentin Simo­
netta Sommaruga, Wirtschaftsminister 
Guy Parmelin und Gesundheitsminis­

ter Alain Berset als Gastgeber den Ge­
sprächspartnern denn auch gesagt ha­
ben, bestätigten mehrere Teilnehmer. 
Bekannt sind seit gestern die genauen 
Forderungen der Wirte und Hoteliers, 
der Parahotellerie und der Touristiker 
für die nächste Lockerungsrunde: In  
einer ersten Phase sollen Gruppen bis 
100 Personen wieder zugelassen wer­
den, danach brauche es «rasch» eine 
etappenweise Steigerung, teilte der 
Schweizer Tourismus-Verband im Na­
men einer Allianz von elf Branchenver­
bänden im Anschluss mit. Treffen mit 
mehr als 1000 Personen dagegen, das 
hatte der Bundesrat bereits Anfang Mai 
erklärt, würden sicher nicht vor Ende 
August wieder zugelassen. «Es ist uns 
viel Hoffnung gemacht worden, dass  

es auf den 8. Juni gut kommen könnte», 
sagte Nicolo Paganini nach dem Tref­
fen. Für den Präsidenten des Schweizer 
Tourismus-Verbandes geht es nebst der 
Öffnung nun aber auch um Kommu­
nikation: «Nachdem die Leute wochen­
lang gebeten wurden, zu Hause zu 
bleiben, muss man ihnen jetzt auch wie­
der sagen, dass unter Einhaltung der 
Hygieneregeln Reisen wieder gut mög­
lich sind», sagt der St. Galler CVP-Natio­
nalrat.

Dass Behörden noch immer mit «Stay 
home» oder «Bleiben Sie zu Hause» wer­
ben, verunsichere die Bevölkerung. Die 
Allianz der elf Tourismusverbände der 
Gastro-, Hotellerie- und Parahotellerie-
Branchen sowie des öffentlichen Ver­
kehrs fordert darum den Bundesrat dazu 

auf, seine Kommunikation spätestens 
per 8. Juni anzupassen. Dann nämlich 
sollen laut bisheriger Planung die näch­
sten Lockerungen der CoronaMassnah­
men umgesetzt werden. Ziel müsse 
eine neue Empfehlung sein im Sinne 
von «Travel safely», schreibt die Allianz 
weiter.

Bis «allerspätestens am 8.  Juni» 
strebt die Allianz denn auch die «Öff­
nung der gesamten touristischen Wert­
schöpfungskette» an, wie sie ferner 
festhält. Doch könne diese nicht voll­
ständig funktionieren, wenn das gel­
tende Versammlungsverbot bestehen 
bleibe. Derzeit gilt in der Schweiz  
im öffentlichen Raum noch eine maxi­
male Gruppengrösse von fünf Per­
sonen.

«Es ist uns viel Hoffnung 
gemacht worden, dass  
es auf den 8. Juni gut 
kommen könnte.»
Nicolo Paganini 
Präsident des Schweizer Tourismus- 
Verbands

Stellen dem Bundesrat grundsätzlich ein ordentliches Zeugnis aus: SVP-Ständerat Hannes Germann, SP-Nationalrätin Martina Munz und SVP-Nationalrat Thomas Hurter.� BILD KEY

«Mir scheint es, als hätte 
die Exekutive vergessen, 
dass auch die Zeit nach 
dem Lockdown sauber 
geplant werden muss.»
Thomas Hurter 
Nationalrat (SVP/SH)

Persönliche Kopie von:  PARLAMENTSDIENSTE


